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ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNGEN

Öffentliche Bekanntmachung der Beschlüsse
der 44./VI Sitzung der Gemeindevertretung der
Gemeinde Wustermark am 12.02.2019

3. Änderungssatzung der Hauptsatzung der Ge-
meinde Wustermark

hier: Beratung und Beschlussfassung zu der 3. Änderung

Vorlage: B-162/2018

Die Gemeindevertretung Wustermark beschließt die
nachstehende 3. Änderungssatzung der Hauptsatzung
der Gemeinde Wustermark zu erlassen:

3. Änderungssatzung der Hauptsatzung der Ge-
meinde Wustermark

Aufgrund der §§ 4 und 28 Abs. 2 Nr. 2 der Kommunal-
verfassung des Landes Brandenburg (BbgKVerf) Kom-
munalverfassung des Landes Brandenburg (BbgKVerf)
vom 18. Dezember 2007 (GVBl.I/07, [Nr. 19], S.286)
geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 10. Juli
2014 (GVBl.I/14, [Nr. 32]) zuletzt geändert durch das
Erste Gesetz zur Änderung der Kommunalverfassung
des Landes Brandenburg – Ausbau der Beteiligungs-
möglichkeiten vom 29.06.2018 (GVBl. I Nr. 15) hat die
Gemeindevertretung der Gemeinde Wustermark in ihrer
Sitzung am 12.02.2019 folgende 3. Änderungssatzung
der Hauptsatzung der Gemeinde Wustermark be-
schlossen:

1. Der § 4 entfällt ersatzlos.

2. In der Folge ändert sich die Nummerierung der Pa-
ragrafen.

3. Der § 3 a wird neu eingefügt.

4. Diese 3. Änderungssatzung der Hauptsatzung der
Gemeinde Wustermark tritt am Tag nach ihrer Be-
kanntmachung in Kraft.

Abs t immungsergebn is :

Ja: 14
Nein: 0
Enthaltung: 0

einstimmig beschlossen

Haushaltssatzung der Gemeinde Wustermark für
die Haushaltsjahre 2019 und 2020

hier: Beratung und Beschlussfassung über den Erlass der
Haushaltssatzung

Vorlage: B-001/2019

Die Gemeindevertretung beschließt die Haushaltssat-
zung der Gemeinde Wustermark inkl. dem Haushalts-
plan und den erforderlichen Anlagen mit den protokol-
lierten Änderungen für die Haushaltsjahre 2019 und
2020.

Abs t immungsergebn is :

Ja: 12
Nein: 0
Enthaltung: 2

einstimmig beschlossen

Vergabe von Planungsleistungen für die Verbreite-
rung der Kuhdammbrücke über den Havelkanal

Hier: Beratung und Beschlussfassung

Vorlage: B-004/2019

Die Gemeindevertretung der Gemeinde Wustermark
beschließt auf der Grundlage des europaweit durchge-
führten Ausschreibungsverfahrens

„Planungsleistungen für Änderungen von ein- in zwei-
spurige Fahrbahnbreite der Kuhdammbrücke über den
Havelkanal und Umbauknotenpunkt Kuhdammweg an
der L 202“

und erfolgter Auswertung auf Grundlage der bekannt-
gemachten Zuschlagskriterien den Zuschlag:

1. für das LOS 1 „Planung Brücke – Planungsleistun-
gen der Ingenieurbauwerke – konstruktive Ingeni-
eurbauwerke für Verkehrsanlagen inklusive Trag-
werksplanung

an den Bieter A

2. für das LOS 2 „Planung Straße – Planungsleistun-
gen der Verkehrs- und Ingenieuranlagen – Anla-
gen des Straßenverkehrs und einfacher Durchlass
Schweiß- und Meliorationsgraben

an den Bieter A

3. für das LOS 3 „Landschafts- und Freianlagenpla-
nung – Planungsleistungen der Landschaftspla-
nung – Landschaftspflegerischer Begleitplan mit
artenschutzrechtlicher Prüfung – Fachbeitrag“

an den Bieter A

zu erteilen.

Abs t immungsergebn is :

Ja: 14
Nein: 0
Enthaltung: 0

einstimmig beschlossen

Bürgerbudget der Gemeinde Wustermark

hier: Beratung und Beschlussfassung über die Festlegung
einer öffentlichen Veranstaltung, um über die eingereich-
ten Vorschläge für das Bürgerbudget 2020 abzustimmen

Vorlage: B-002/2019

Die Gemeindevertretung legt als öffentliche Veranstal-
tung für die Abstimmung der eingereichten Vorschläge
für das Bürgerbudget 2019 die Veranstaltung am
14.09.2019 fest.

Abs t immungsergebn is :

Ja: 14
Nein: 0
Enthaltung: 0

einstimmig beschlossen
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3. Änderung der Satzung zum Bürgerbudget der
Gemeinde Wustermark

hier: Beratung und Beschlussfassung

Vorlage: B-003/2019

Die Gemeindevertretung beschließt die in der Anlage
beigefügte 3. Änderung der Satzung zum Bürgerbudget
der Gemeinde Wustermark

( ) ohne weitere Änderungen

( ) inklusive den in der Beratung festgelegten Ände-
rungen

zurückgestellt

Vergabe von Straßennamen für den Bahntechnolo-
gie Campus Havelland - Bauabschnitt West und Ost
- im Ortsteil Elstal

Hier: Beratung und Beschlussfassung

Vorlage: B-005/2019

Es wird beschlossen, für die im Bauabschnitt West ge-
legene Straßenfläche (Hauptachse – einschließlich der
abzweigenden Stichstraßen) folgenden Straßennamen
zu vergeben:

Planstraße: Am Wasserturm

Abs t immungsergebn is :

Ja: 12
Nein: 0
Enthaltung: 2

einstimmig beschlossen

Die Beschlussfassung gilt vorbehaltlich der Empfeh-
lung/Zustimmung des Ortsbeirates Elstal am
20.02.2019 sowie des Ausschusses für Bauen und
Wirtschaft am 26.02.2019

Änderung der Hauptsatzung bezüglich der Anzahl
der Mitglieder der Ortsbeiräte

Vorlage: A-001/2019

Der Ortsbeirat Buchow-Karpzow, der Ortsbeirat Elstal,
der Ortsbeirat Hoppenrade, der Ortsbeirat Priort, der
Ortsbeirat Wustermark mögen empfehlen und die Ge-
meindevertretung Wustermark möge beschließen, die
Hauptsatzung § 11 Absatz 2 Ortsbeiräte wie folgt zu
ändern:

Für die Ortsteile sind jeweils Ortsbeiräte zu wählen.
Sie bestehen in den Ortsteilen Buchow-Karpzow
und Hoppenrade aus jeweils 3 Mitgliedern, in den
Ortsteilen Priort und Wustermark aus jeweils 5 Mit-
gliedern und in dem Ortsteil Elstal aus jeweils 7
Mitgliedern. § 6 dieser Satzung gilt für die Ortsbei-
räte entsprechend.

Abs t immungsergebn is :

Ja: 11
Nein: 1
Enthaltung: 2

mehrheitlich beschlossen

Antrag der SPD-Fraktion zur Gemeindevertretersit-
zung am 12.02.2019

Vorlage: A-002/2019

Die Gemeindevertretung möge beschließen, alle im Zu-
sammenhang mit der Ausbildung stehenden Kosten
und Gebühren der Auszubildenden im Ausbildungsbe-
ruf Erzieherin zukünftig zu tragen. Dieses soll für alle
jetzigen und zukünftigen Auszubildenden gelten und
rückwirkend auch an die derzeitigen Auszubildenden
gezahlt werden.

Abs t immungsergebn is :

Ja: 14
Nein: 0
Enthaltung: 0

einstimmig beschlossen

Antrag der Fraktion DIE LINKE. zur Gemeindevertre-
tersitzung am 12.02.2019

hier: Fehlende Kita-Plätze in Wustermark

Vorlage: A-003/2019

Die Gemeindevertretung Wustermark beschließt, dass
die Gemeindeverwaltung Wustermark

1. ab sofort alle Erzieher*innen, Kinderkranken-
schwestern und Kinderkrankenpfleger, die sich ini-
tiativ oder auf eine konkrete Erzieher*innenstelle in
Wustermark bewerben, in den 14 Werktagen nach
Eingang ihrer Bewerbung zu einem Bewerbungs-
gespräch einlädt. Monatelange Wartezeiten sind
für Bewerber*innen unattraktiv und erhöhen die
Wahrscheinlichkeit, in anderen Kommunen schnel-
ler und zeitiger angestellt zu werden.

2. im Haushalt 2019 zwei Vollzeitstellen (39 Std.) für
Erzieher*innen in der Kernarbeitszeit von 8 bis
16:30 Uhr einplant und diese nach Verabschie-
dung des Haushaltes 2019 unverzüglich aus-
schreibt.

3. bestehende Angebote der Gesundheitsförderung
für Erzieher*innen sowie weitere attraktive Ange-
bote für Erzieher*innen in Wustermark in die Aus-
schreibungen von Erzieher*innenstellen der Ge-
meinde mit aufzunehmen hat.

4. in mind. zwei gängigen Erzieher*innenzeitschriften
jeweils einmal im Quartal Anzeigen mit Stellenaus-
schreibungen zu schalten hat. Der Hauptaus-
schuss wird zu jeder Sitzung über die Anzeigen in-
formiert.

5. den Hauptausschuss in jeder Sitzung tabellarisch
über die Anzahl aller in den Kitas angestellten Er-
zieher*innen, über Kündigungen und Neueinstel-
lungen sowie die Anzahl der zur Verfügung ste-
henden Kita-Plätze und die Anzahl der Warteplät-
ze informiert. Die Tabelle ist von Sitzung zu Sit-
zung fortzuführen und weiter zu schreiben.

6. jeder Familie bereits bei ihrer ersten Anfrage nach
einem Kitaplatz oder Hortplatz in Wustermark eine
Rechtsbelehrung zu sendet.

7. allen nach einem Kitaplatz in Wustermark anfra-
genden Familien unmittelbar eine Ein-
gangsbestätigung zu sendet.
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8. sich aktiv um die Ansiedlung von Tagesmüttern
bemüht. In jeder Sitzung ist der Hauptausschuss
über den aktuellen Stand bzw. die Aktivitäten der
Gemeindeverwaltung dazu zu informieren.

9. die Kriterien für die Prioritätenliste bei der Kita-
Platzvergabe öffentlich macht und auf die Internet-
seite der Gemeinde stellt.

Abs t immungsergebn is :

Ja: 3
Nein: 8
Enthaltung: 3

mehrheitlich abgelehnt

Antrag der Fraktion DIE LINKE. zur Gemeindevertre-
tersitzung am 12.02.2019

hier: Verlängerung der Veränderungssperre in der Eisen-
bahnersiedlung

Vorlage: A-004/2019

Die Gemeindevertretung Wustermark beschließt

1. die Veränderungssperre in der Eisenbahnersied-
lung Elstal um ein Jahr zu verlängern,

2. die Aufstellung eines Bebauungsplans für die Ei-
senbahnersiedlung unverzüglich voranzubringen.

Abs t immungsergebn is :

Ja: 11
Nein: 0
Enthaltung: 2

mehrheitlich beschlossen

1. Die vorstehenden Beschlüsse werden hiermit lt. § 39 (3) Kommu-
nalverfassung des Landes Brandenburg sowie nach § 15 der
Hauptsatzung der Gemeinde Wustermark bekannt gemacht.

2. Insofern in o.a. Beschlusstexten auf Anlagen oder andere nicht
abgedruckte Schriftsätze verwiesen wird, stehen diese zu Jeder-
manns Einsichtnahme während der allgemeinen Öffnungszeiten
der Gemeindeverwaltung Wustermark zur Verfügung.

3. Diese öffentliche Bekanntmachung wird zudem auf der Internet-
seite der Gemeinde Wustermark, unter www.wustermark.de,
ausgewiesen.

Bekanntmachungsanordnung

Die 3. Änderungssatzung der Hauptsatzung der Ge-
meinde Wustermark vom 12.02.2019 ist in ihrem vollen
Wortlaut im nächsten Amtsblatt für die Gemeinde Wus-
termark öffentlich bekannt zu machen.

Zudem ist eine Leserfassung abzudrucken, in der die
Änderungen der 1. Änderungssatzung, der 2. Ände-
rungssatzung sowie der 3. Änderungssatzung der
Hauptsatzung aufgenommen worden sind.

Wustermark, den 19.02.2019

gez. Schreiber
Bürgermeister

3. Änderungssatzung der Hauptsatzung der
Gemeinde Wustermark

Aufgrund der §§ 4 und 28 Abs. 2 Nr. 2 der Kommunal-
verfassung des Landes Brandenburg (BbgKVerf) Kom-
munalverfassung des Landes Brandenburg (BbgKVerf)
vom 18. Dezember 2007 (GVBl.I/07, [Nr. 19], S.286)
geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 10. Juli
2014 (GVBl.I/14, [Nr. 32]) zuletzt geändert durch das
Erste Gesetz zur Änderung der Kommunalverfassung
des Landes Brandenburg – Ausbau der Beteiligungs-
möglichkeiten vom 29.06.2018 (GVBl. I Nr. 15) hat die
Gemeindevertretung der Gemeinde Wustermark in ihrer
Sitzung am 12.02.2019 folgende 3. Änderungssatzung
der Hauptsatzung der Gemeinde Wustermark be-
schlossen:

1. Der § 4 entfällt ersatzlos.

2. In der Folge ändert sich die Nummerierung der Pa-
ragrafen.

3. Der § 3 a wird neu eingefügt.

4. Diese 3. Änderungssatzung der Hauptsatzung der
Gemeinde Wustermark tritt am Tag nach ihrer Be-
kanntmachung in Kraft.

Wustermark, den 19.02.2019

gez. Schreiber
Bürgermeister

Bekanntmachung des Wahlleiters der Gemein-
de Wustermark vom 13.02.2019

Wahl der Gemeindevertretung der Gemeinde Wus-
termark, des Ortsbeirates des Ortsteils Buchow-
Karpzow, des Ortsbeirates des Ortsteils Elstal, des
Ortsbeirates des Ortsteils Hoppenrade, des Ortsbei-
rates des Ortsteils Priort und des Ortsbeirates des
Ortsteils Wustermark am 26. Mai 2019

Gemäß §§ 26 und 64 Abs. 3 des Brandenburgischen
Kommunalwahlgesetzes (BbgKWahlG) und § 31 Abs. 2
und 3 der Brandenburgischen Kommunalwahlverord-
nung (BbgKWahlV) mache ich Folgendes bekannt:

I. Wahltermine für die Wahlen sowie die Wahlzeit

Aufgrund der Verordnung über den Wahltag und
die Wahlzeit der allgemeinen Kommunalwahlen
2019 vom 15. August 2018 (GVBl. II Nr. 52) finden
die Wahlen

der Gemeindevertretung der Gemeinde
Wustermark,

des Ortsbeirates des Ortsteils Buchow-
Karpzow,

des Ortsbeirates des Ortsteils Elstal,

des Ortsbeirates des Ortsteils Hoppenrade,

des Ortsbeirates des Ortsteils Priort und

des Ortsbeirates des Ortsteils Wustermark

am Sonntag, den 26. Mai 2019 in der Zeit von 8
bis 18 Uhr statt.



6 Jahrgang 26 • Nr. 2 •21.02.2019

II. Aufforderung zur Einreichung von Wahlvor-
schlägen

Nachdem der Minister des Innern die Wahltermine
für die vorgenannten Haupt- und Stichwahlen
durch Rechtsverordnung bestimmt hat, fordere ich
gemäß § 31 Abs. 2 Satz 3 BbgKWahlV auf, die
Wahlvorschläge für diese Wahlen möglichst früh-
zeitig einzureichen. Ergänzend hierzu weise ich
auf Folgendes hin:

A. Wahl zur Gemeindevertretung der Gemeinde
Wustermark

1. Anzahl der zu wählenden Gemeindever-
treterinnen und Gemeindevertreter

Es sind insgesamt 18 Gemeindevertrete-
rinnen und Gemeindevertreter zu wählen.

2. Wahlkreise

Die Gemeindevertretung Wustermark hat
durch Beschluss am 18.12.2018 das
Wahlgebiet der Gemeinde Wustermark in
einen Wahlkreis eingeteilt.

3. Wahlvorschlagsrecht und Einrei-
chungsfrist

3.1 Wahlvorschläge können von Parteien, po-
litischen Vereinigungen und Wähler-
gruppen sowie Einzelbewerberinnen und
Einzelbewerbern eingereicht werden. Da-
neben können Parteien, politische Vereini-
gungen und Wählergruppen auch gemein-
sam einen Wahlvorschlag als Listenver-
einigung einreichen. Sie dürfen sich je-
doch bei jeder Wahl nur an einer Listen-
vereinigung beteiligen; die Beteiligung an
einer Listenvereinigung schließt einen ei-
genständigen Wahlvorschlag für dieselbe
Wahl aus.

3.2 Die Wahlvorschläge sollten möglichst
frühzeitig eingereicht werden. Sie müssen
spätestens bis zum

Donnerstag, den 21. März 2019, 12 Uhr,

bei dem Wahlleiter für die Gemeinde
Wustermark
Gemeinde Wustermark,
Hoppenrader Allee 1,
14641 Wustermark

schriftlich eingereicht werden.

4. Besondere Anzeigepflicht für Listenver-
einigungen

Die Absicht, sich zu einer Listenvereini-
gung zusammenzuschließen, ist dem
Wahlleiter für die Gemeinde Wustermark
durch die für das Wahlgebiet zuständigen
Organe aller am Zusammenschluss Betei-
ligten spätestens bis zum Donnerstag,
den 21. März 2019, 12 Uhr, schriftlich
anzuzeigen. Die Erklärung der an dem Zu-
sammenschluss beteiligten Gruppierungen
muss bei Parteien oder politischen Verei-
nigungen von mindestens zwei Mitgliedern

des für das Wahlgebiet zuständigen Vor-
stands, darunter der oder dem Vorsitzen-
den oder einer Stellvertreterin oder einem
Stellvertreter, bei Wählergruppen von der
oder dem Vertretungsberechtigten der
Wählergruppe unterzeichnet sein.

5. Einreichung von einem wahlgebietsbe-
zogenen Wahlvorschlag oder mehreren
wahlkreisbezogenen Wahlvorschlägen

Eine Partei, politische Vereinigung, Wäh-
lergruppe oder Listenvereinigung kann
entweder einen wahlgebietsbezogenen
Wahlvorschlag (Liste für alle Wahlkreise)
oder mehrere wahlkreisbezogene Wahl-
vorschläge (je eine Liste für die einzelnen
Wahlkreise) einreichen. Die Entscheidung
über die Einreichung eines wahlgebietsbe-
zogenen Wahlvorschlages oder von wahl-
kreisbezogenen Wahlvorschlägen trifft bei
einer Partei oder politischen Vereinigung
der für das Wahlgebiet zuständige Ge-
bietsvorstand (oder wenn ein solcher Vor-
stand nicht besteht, der Vorstand der
nächsthöheren Gliederung) und bei Wäh-
lergruppen die oder der Vertretungsbe-
rechtigte. Einzelbewerberinnen und Ein-
zelbewerber können nur einen wahlge-
bietsbezogenen oder einen wahlkreisbe-
zogenen Wahlvorschlag einreichen, wobei
sie nur mit einem wahlgebietsbezogenen
Wahlvorschlag im gesamten Wahlgebiet
zur Wahl stehen.

6. Inhalt der Wahlvorschläge

6.1 Die Wahlvorschläge sollen nach dem Mus-
ter der Anlage 5a zu § 32 Absatz 1
Satz 1 BbgKWahlV eingereicht werden.
Sie müssen enthalten

den Familiennamen, die Vornamen, den
Beruf oder die Tätigkeit, den Tag der Ge-
burt, den Geburtsort, die Staatsangehörig-
keit und die Anschrift einer jeden Bewerbe-
rin und eines jeden Bewerbers in erkenn-
barer Reihenfolge,

als Wahlvorschlag einer Partei oder po-
litischen Vereinigung den vollständigen
Namen der einreichenden Partei oder poli-
tischen Vereinigung und, sofern sie eine
Kurzbezeichnung verwendet, auch diese;
der im Wahlvorschlag angegebene Name
der Partei oder politischen Vereinigung
muss mit dem Namen übereinstimmen,
den diese im Lande führt,

als Wahlvorschlag einer Wählergruppe
den Namen der einreichenden Wähler-
gruppe und, sofern sie eine Kurzbezeich-
nung verwendet, auch diese; aus dem
Namen muss hervorgehen, dass es sich
um eine Wählergruppe handelt; der Name
und die etwaige Kurzbezeichnung dürfen
nicht den Namen von Parteien oder politi-
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schen Vereinigungen oder deren Kurzbe-
zeichnung enthalten,

als Wahlvorschlag einer Listenvereini-
gung den Namen der Listenvereinigung
und, sofern sie eine Kurzbezeichnung ver-
wendet, auch diese; zusätzlich sind die
Namen und, sofern vorhanden, auch die
Kurzbezeichnungen der an ihr beteiligten
Parteien, politischen Vereinigungen und
Wählergruppen anzugeben,

den Namen des Wahlgebietes und bei
wahlkreisbezogenen Wahlvorschlägen
auch die Bezeichnung des Wahlkreises.

Der Wahlvorschlag einer Einzelbewerbe-
rin oder eines Einzelbewerbers darf nur
die unter Buchstabe a und e bezeichneten
Angaben enthalten.

6.2 Jeder Wahlvorschlag muss mindestens ei-
ne Bewerberin oder einen Bewerber ent-
halten.

Ein wahlgebietsbezogener Wahlvorschlag
darf höchstens insgesamt 27 Bewerberin-
nen und Bewerber enthalten.

6.3 Daneben soll der Wahlvorschlag Namen,
Anschrift und Telekommunikationsan-
schluss der Vertrauensperson und der
stellvertretenden Vertrauensperson ent-
halten. Als Vertrauensperson kann auch
eine Bewerberin oder ein Bewerber be-
nannt werden. Soweit gesetzlich nichts
anderes bestimmt ist, sind nur die Vertrau-
ensperson und die stellvertretende Ver-
trauensperson, jede für sich, berechtigt,
verbindliche Erklärungen zum Wahlvor-
schlag abzugeben und entgegenzuneh-
men.

6.4 Der Wahlvorschlag einer Partei oder po-
litischen Vereinigung muss von mindes-
tens zwei Mitgliedern des für das Wahlge-
biet zuständigen Vorstandes, darunter der
oder dem Vorsitzenden oder einer Stellver-
treterin oder einem Stellvertreter, unter-
zeichnet sein. Der Wahlvorschlag einer
Wählergruppe muss von der oder dem
Vertretungsberechtigten unterzeichnet
sein. Die Vertretungsberechtigung ist auf
mein Verlangen nachzuweisen. Der Wahl-
vorschlag einer Listenvereinigung muss
von jeder an ihr beteiligten Partei, politi-
schen Vereinigung und Wählergruppe ent-
sprechend unterzeichnet sein. Der Wahl-
vorschlag einer Einzelbewerberin oder
eines Einzelbewerbers muss von dieser
oder diesem unterzeichnet sein.

6.5 Wichtige Beschränkungen

Jede Bewerberin und jeder Bewerber darf
nur auf einem Wahlvorschlag für die Wahl
zur Gemeindevertretung der Gemeinde
Wustermark benannt sein. Die Bewerberin
oder der Bewerber auf dem Wahlvorschlag

einer Partei darf nicht Mitglied einer ande-
ren Partei sein, die mit einem eigenen
Wahlvorschlag zu dieser Wahl antritt.

7. Voraussetzungen für die Benennung als
Bewerberin oder Bewerber

7.1 Die Benennung als Bewerberin oder Be-
werber auf einem Wahlvorschlag einer
Partei, politischen Vereinigung, Wäh-
lergruppe oder Listenvereinigung ist an
folgende Voraussetzungen geknüpft:

a) Die Bewerberin oder der Bewerber
muss gemäß § 11 BbgKWahlG wähl-
bar sein.

b) Die Bewerberin oder der Bewerber
muss durch eine Versammlung zur
Aufstellung der Bewerberinnen und
Bewerber gemäß § 33 BbgKWahlG
bestimmt worden sein (siehe Nummer
8).

c) Die Bewerberin oder der Bewerber
muss der Benennung auf dem Wahl-
vorschlag schriftlich zustimmen. Die
Zustimmung ist nach dem Muster der
Anlage 7a zu § 32 Absatz 5 Nummer 1
BbgKWahlV abzugeben. Wird der
Wahlvorschlag von einer Partei einge-
reicht, hat die Bewerberin oder der Be-
werber in der Zustimmungserklärung
zudem ihre oder seine Parteimitglied-
schaften anzugeben oder zu erklären,
dass sie oder er parteilos ist.

Die in Buchstabe a und c genannten Vo-
raussetzungen gelten ferner für Einzelbe-
werberinnen und Einzelbewerber.

7.2 Zur Wählbarkeit

7.2.1 Wählbarkeit von Deutschen

Gemäß § 11 Abs. 1 BbgKWahlG sind
wählbar alle Deutschen im Sinne des Arti-
kels 116 Absatz 1 des Grundgesetzes, die

- am 26. Mai 2019 das 18. Lebensjahr
vollendet haben und

- seit mindestens drei Monaten im Wahl-
gebiet ihren ständigen Wohnsitz oder
gewöhnlichen Aufenthalt haben.

Eine Deutsche oder ein Deutscher ist nach
§ 11 Absatz 2 BbgKWahlG nicht wählbar,
wenn sie oder er

- infolge Richterspruchs das Wahlrechet
nicht besitzt

- sich aufgrund einer Anordnung nach § 63
i.V.m. § 20 des Strafgesetzbuches in
einem psychiatrischen Krankenhaus
befindet oder

- infolge Richterspruchs die Wählbarkeit
oder die Fähigkeit zur Bekleidung öf-
fentlicher Ämter nicht besitzt



8 Jahrgang 26 • Nr. 2 •21.02.2019

7.2.2 Wählbarkeit von Unionsbürgerinnen und
Unionsbürgern

Gemäß § 11 Absatz 1 BbgKWahlG sind
wählbar auch alle Staatsangehörigen an-
derer Mitgliedstaaten der Europäischen
Union (Belgien, Bulgarien, Dänemark, Est-
land, Finnland, Frankreich, Griechenland,
Irland, Italien, Kroatien, Lettland, Litauen,
Luxemburg, Malta, Niederlande, Öster-
reich, Polen, Portugal, Rumänien, Schwe-
den, Slowakei, Slowenien, Spanien,
Tschechische Republik, Ungarn, Vereinig-
tes Königreich von Großbritannien und
Nordirland sowie Republik Zypern), die

- am 25. Mai 2014 das 18. Lebensjahr
vollendet haben und

- seit mindestens drei Monaten im Wahl-
gebiet ihren ständigen Wohnsitz oder
gewöhnlichen Aufenthalt haben.

Eine Unionsbürgerin oder ein Unionsbür-
ger ist nach § 11 Absatz 3 BbgKWahlG
nicht wählbar, wenn sie oder er

- infolge Richterspruchs das Wahlrechet
nicht besitzt

- sich aufgrund einer Anordnung nach §
63 i.V.m. § 20 des Strafgesetzbuches in
einem psychiatrischen Krankenhaus
befindet oder

- infolge Richterspruchs die Wählbarkeit
oder die Fähigkeit zur Bekleidung öf-
fentlicher Ämter nicht besitzt

- infolge einer zivil- oder strafrechtlichen
Einzelfallentscheidung im Herkunfts-
mitgliedstaat die Wählbarkeit nicht be-
sitzt.

7.3 Mit dem Wahlvorschlag ist mir für jede
Bewerberin und für jeden Bewerber eine
Bescheinigung der Wahlbehörde nach
dem Muster der Anlage 8a zu
§ 32 Absatz 5 Nummer 2 BbgKWahlV ein-
zureichen, dass die vorgeschlagene Be-
werberin oder der vorgeschlagene Bewer-
ber wählbar ist.

Unionsbürgerinnen und Unionsbürger,
die schriftlich ihre Zustimmung zur Kandi-
datur erklärt haben, müssen mir mit der
Bescheinigung nach Satz 1 zusätzlich ei-
ne Versicherung an Eides statt nach
dem Muster der Anlage 8c zu § 32 Abs. 5
Nummer 3 BbgKWahlV über ihre Staats-
angehörigkeit und darüber vorlegen, dass
sie in ihrem Herkunftsmitgliedstaat nicht
von der Wählbarkeit ausgeschlossen sind.

8. Zur Aufstellung der Bewerberinnen und
Bewerber gemäß § 33 BbgKWahlG

8.1 Die Bewerberinnen und Bewerber einer
Partei oder politischen Vereinigung und
ihre Reihenfolge müssen in einer Ver-
sammlung der zum Zeitpunkt ihres Zu-

sammentritts im gesamten Wahlgebiet
wahlberechtigten Mitglieder der Partei
oder politischen Vereinigung in geheimer
Abstimmung bestimmt worden sein (Mit-
gliederversammlung). Dies kann auch
durch Delegierte geschehen, die von den
Mitgliedern (Satz 1) aus ihrer Mitte in ge-
heimer Wahl hierzu besonders gewählt
worden sind (Delegiertenversammlung).

8.2 Wenn die Partei oder politische Vereini-
gung im Wahlgebiet keine Organisation
hat, können die Bewerberinnen und Be-
werber sowie ihre Reihenfolge auch durch
die im gesamten Gemeindegebiet wahlbe-
rechtigten Mitglieder der Partei oder politi-
schen Vereinigung oder deren Delegierte
oder durch die für die Wahl zum Kreistag
des Landkreises Havelland wahlberechtig-
ten Mitglieder der Partei oder politischen
Vereinigung oder deren Delegierte be-
stimmt werden.

8.3 Die Bewerberinnen und Bewerber einer
Wählergruppe sowie ihre Reihenfolge
müssen in einer Versammlung der zum
Zeitpunkt ihres Zusammentritts im gesam-
ten Wahlgebiet wahlberechtigten Mit-
glieder der Wählergruppe (Mitgliederver-
sammlung) oder, wenn die Wählergruppe
nicht mitgliedschaftlich organisiert ist, in
einer Versammlung der zum Zeitpunkt ih-
res Zusammentritts im gesamten Wahl-
gebiet wahlberechtigten Anhängerinnen
und Anhänger (Anhängerinnen- und
Anhängerversammlung) der Wähler-
gruppe in geheimer Abstimmung bestimmt
worden sein. Dies kann auch durch Dele-
gierte geschehen, die von den Mitgliedern
oder Anhängerinnen und Anhängern (Satz
1) aus ihrer Mitte in geheimer Wahl hierzu
besonders gewählt worden sind (Dele-
giertenversammlung). Die Ausführungen
zu Nummer 8.2 gelten für mitgliedschaft-
lich organisierte Wählergruppen entspre-
chend.

8.4 Die Bewerberinnen und Bewerber einer
Listenvereinigung sowie ihre Reihenfolge
müssen in einer gemeinsamen Mitglieder-
oder Delegiertenversammlung in gehei-
mer Abstimmung bestimmt worden sein;
im Übrigen gelten die Bestimmungen des §
33 BbgKWahlG sinngemäß.

8.5 Zu den Versammlungen sind die Mitglie-
der, Anhängerinnen und Anhänger oder
Delegierten von dem zuständigen Vor-
stand der Partei oder politischen Vereini-
gung oder der oder dem Vertretungsbe-
rechtigten der Wählergruppe mit einer
mindestens dreitägigen Frist entweder
einzeln oder durch öffentliche Ankündi-
gung zu laden.

8.6 Jede stimmberechtigte Teilnehmerin und
jeder stimmberechtigte Teilnehmer der
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Versammlung ist für die geheime Wahl der
Bewerberinnen und Bewerber sowie der
Delegierten für die Delegiertenversamm-
lung vorschlagsberechtigt. Den Bewer-
berinnen und Bewerbern ist Gelegenheit
zu geben, sich und ihr Programm der Ver-
sammlung in angemessener Zeit vorzustel-
len. In der Versammlung müssen sich
mindestens drei Mitglieder, Anhängerin-
nen und Anhänger oder Delegierte an der
Abstimmung beteiligen.

8.7 Über die Mitglieder-, Anhängerinnen- und
Anhänger- oder Delegiertenversammlung
ist eine Niederschrift nach dem Muster
der Anlage 9a zu § 32 Absatz 5 Nummer 4
BbgKWahlV zu fertigen, die dem Wahlvor-
schlag beizufügen ist. Aus der Nieder-
schrift muss die Art, der Ort und die Zeit
der Versammlung, die Form der Einladung,
die Anzahl der erschienenen Mitglieder,
Anhängerinnen und Anhänger oder Dele-
gierten sowie das Ergebnis der geheimen
Wahl hervorgehen. Hierbei haben die Lei-
terin oder der Leiter der Versammlung
und zwei von der Versammlung be-
stimmte Teilnehmerinnen oder Teil-
nehmer an Eides statt zu versichern, dass
die gesetzlichen Mindestanforderungen an
eine demokratische Aufstellung der Kandi-
datinnen und Kandidaten gemäß
§ 33 Absatz 5 BbgKWahlG beachtet wor-
den sind.

9. Unterstützungsunterschriften

9.1 Befreiung von dem Erfordernis von Un-
terstützungsunterschriften

9.1.1 Wahlvorschläge von Parteien und poli-
tischen Vereinigungen, die am

17. August 2018 aufgrund eines zure-
chenbaren Wahlvorschlags im 19. Deut-
schen Bundestag oder im 6. Landtag
Brandenburg durch mindestens eine im
Land Brandenburg gewählte Abgeordnete
oder durch mindestens einen im Land
Brandenburg gewählten Abgeordneten o-
der im Kreistag des Landkreises Havelland
durch mindestens eine Kreistagsabgeord-
nete oder durch mindestens einen Kreis-
tagsabgeordneten oder in der Gemeinde-
vertretung Wustermark durch mindestens
eine Gemeindevertreterin oder durch min-
destens einen Gemeindevertreter seit der
letzten Wahl ununterbrochen vertreten
sind, sind von dem Erfordernis von Unter-
stützungsunterschriften befreit.

9.1.2 Wahlvorschläge von Wählergruppen,
die am 17. August 2018 aufgrund eines
zurechenbaren Wahlvorschlags im Kreis-
tag des Landkreises Havelland durch min-
destens eine Kreistagsabgeordnete oder
durch mindestens einen Kreistagsabge-
ordneten oder in der Gemeindevertretung
Wustermark durch mindestens eine Ge-

meindevertreterin oder durch mindestens
einen Gemeindevertreter seit der letzten
Wahl ununterbrochen vertreten sind, sind
von dem Erfordernis von Unterstützungs-
unterschriften befreit.

9.1.3 Das Erfordernis von Unterstützungsunter-
schriften gilt ferner nicht für Listenvereini-
gungen, wenn mindestens eine der an ihr
beteiligten Gruppierungen wenigstens eine
der in Nummer 9.1.1 oder 9.1.2 genannten
Voraussetzungen für die Befreiung von
diesem Erfordernis erfüllt.

Wahlvorschläge von Einzelbewerberin-
nen und Einzelbewerbern, die am
17. August 2018 aufgrund eines Einzel-
wahlvorschlags im Kreistag des Landkrei-
ses Havelland oder in der Gemeindevertre-
tung Wustermark vertreten sind, sind von
dem Erfordernis von Unterstützungsunter-
schriften befreit.

Stellt sich die ehrenamtliche Bürgermeiste-
rin oder der ehrenamtliche Bürgermeister
der Wahl zur Gemeindevertretung Wus-
termark, so ist auch die Partei, politische
Vereinigung oder Wählergruppe, für die sie
oder er bei der Wahl zur Gemeindevertre-
tung Wustermark antritt, von dem Erfor-
dernis von Unterstützungsunterschriften
befreit, wenn sie oder er aufgrund eines
Wahlvorschlages dieser Partei, politischen
Vereinigung oder Wählergruppe zur eh-
renamtlichen Bürgermeisterin oder zum
ehrenamtlichen Bürgermeister der Ge-
meinde Wustermark gewählt worden ist.

9.2 Wichtige Hinweise

9.2.1 Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer po-
litischen Vereinigung, einer Wählergruppe,
einer Listenvereinigung, einer Einzelbe-
werberin oder eines Einzelbewerbers, die
oder der nicht nach der vorstehenden
Nummer 9.1 von dem Erfordernis von Un-
terstützungsunterschriften befreit ist, sind
im Falle eines wahlgebietsbezogenen
Wahlvorschlags mindestens 10 Unterstüt-
zungsunterschriften von im Wahlgebiet
wahlberechtigten Personen beizufügen.

9.2.2 Die persönliche, überprüfbare Unterstüt-
zungsunterschrift der wahlberechtigten
Person ist spätestens bis zum

Mittwoch, den 20. März 2019, 16 Uhr,

bei der Wahlbehörde,
Gemeinde Wustermark,
Bürgeramt (Raum 120) 1.OG,
Hoppenrader Allee 1,14641 Wustermark

zu leisten.

Die Unterstützungsunterschrift kann auch
bei einer ehrenamtlichen Bürgermeiste-
rin oder einem ehrenamtlichen Bürger-
meister im Land, vor einer Notarin oder
einem Notar oder einer anderen zur Be-
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glaubigung von Unterschriften ermäch-
tigten Stelle geleistet werden. Die hierzu
von mir auf Anforderung ausgegebenen
Unterschriftenlisten (siehe Nummer
9.2.3) sind der Wahlbehörde (Gemeinde
Wustermark, Hoppenrader Allee 1, 14641
Wustermark) spätestens bis zum

Mittwoch, den 20.März 2019, 16 Uhr,

vorzulegen.

Die erforderlichen Unterstützungsunter-
schriften sind auf den von mir aufgeleg-
ten oder ausgegebenen amtlichen
Formblättern für Unterschriftenlisten
nach dem Muster der Anlage 6 zu § 32
Absatz 4 Nummer 3 BbgKWahlV unter Be-
achtung folgender Vorschriften zu erbrin-
gen:

9.2.3 Die Formblätter werden von mir auf An-
forderung des Wahlvorschlagsträgers
sofort bei der Wahlbehörde, Gemeinde
Wustermark, Bürgeramt (Raum 120)
1.OG, Hoppenrader Allee 1,14641 Wus-
termark aufgelegt.

Bei der Anforderung sind Familien- und
Vornamen sowie Anschrift einer jeden
Bewerberin und eines jeden Bewerbers
in erkennbarer Reihenfolge anzugeben.
Daneben ist beim Wahlvorschlag einer
Partei, politischen Vereinigung, Wäh-
lergruppe oder Listenvereinigung deren
Name und, sofern sie eine Kurzbezeich-
nung verwendet, auch diese, anzugeben.

Außerdem hat der Wahlvorschlagsträger
durch schriftliche Erklärung zu bestätigen,
dass die Bewerberinnen und Bewerber
sowie ihre Reihenfolge gemäß
§ 33 BbgKWahlG bestimmt worden sind,
oder eine Ausfertigung der Niederschrift
über die Bestimmung der Bewerberinnen
und Bewerber sowie ihrer Reihenfolge vor-
zulegen. Beim Wahlvorschlag einer Lis-
tenvereinigung sind ferner auch die Na-
men, und, sofern vorhanden, die Kurzbe-
zeichnungen der an ihr beteiligten Grup-
pierungen anzugeben.

Beim Wahlvorschlag einer Einzelbewer-
berin oder eines Einzelbewerbers ist die
Bezeichnung "Einzelwahlvorschlag" anzu-
geben.

Auf Anforderung des Wahlvorschlagsträ-
gers werde ich unter den vorgenannten
Voraussetzungen auch amtliche Formblät-
ter für die Unterzeichnung des Wahlvor-
schlags bei einer ehrenamtlichen Bürger-
meisterin oder einem ehrenamtlichen Bür-
germeister im Land, vor einer Notarin oder
einem Notar oder bei einer anderen zur
Beglaubigung ermächtigten Stelle ausge-
ben.

9.2.4 Wahlvorschläge von Parteien, politischen
Vereinigungen, Wählergruppen oder Lis-
ten-vereinigungen dürfen erst nach der
Bestimmung der Bewerberinnen und Be-
werber sowie ihrer Reihenfolge nach § 33
BbgKWahlG unterzeichnet werden. Vorher
geleistete Unterstützungsunterschriften
sind ungültig.

9.2.5 Eine wahlberechtigte Person darf nur je-
weils einen Wahlvorschlag für die Wahl zur
Gemeindevertretung der Wustermark un-
terzeichnen. Hat eine Person für diese
Wahl mehr als einen Wahlvorschlag unter-
zeichnet, so sind sämtliche von ihr für die-
se Wahl geleisteten Unterstützungsunter-
schriften ungültig.

9.2.6 Wahlkreisbezogene Wahlvorschläge dür-
fen nur von den in dem betreffenden
Wahlkreis wahlberechtigten Personen un-
terzeichnet werden. Hat eine Person einen
wahlkreisbezogenen Wahlvorschlag un-
terzeichnet, der für einen Wahlkreis gilt, in
dem sie nicht wahlberechtigt ist, so ist ihre
Unterschriftsleistung ungültig.

9.2.7 Die Wahlberechtigung muss zum Zeitpunkt
der Unterzeichnung gegeben sein. Die Un-
terzeichnung des Wahlvorschlags durch
die Bewerberinnen und Bewerber selbst ist
unzulässig.

9.2.8 Neben der Unterschrift sind Familien- und
Vornamen, Tag der Geburt und Anschrift
der unterzeichnenden Person sowie das
Datum der Unterschriftsleistung anzuge-
ben. Die unterzeichnende Person hat sich
vor der Unterschriftsleistung auszuweisen.
Die Zurücknahme gültiger Unterstützungs-
unterschriften ist wirkungslos.

9.2.9 Eine wahlberechtigte Person, die wegen
einer körperlichen Behinderung einer Hilfe
bei der Unterschriftsleistung bedarf, kann
eine Person ihres Vertrauens (Hilfsperson)
bestimmen, die die Unterschriftsleistung
vornimmt. Eine wahlberechtigte Person,
die wegen einer Behinderung nicht in der
Lage ist, die Wahlbehörde aufzusuchen,
kann auf Antrag die Unterstützungsunter-
schrift durch Erklärung vor einer oder ei-
nem Beauftragten der Wahlbehörde erset-
zen. Der Antrag kann bis Montag, den
18. März 2019, 16 Uhr, schriftlich bei der
Wahlbehörde gestellt werden.

9.2.10 Die Wahlbehörde hat für alle wahlberech-
tigten Unterzeichnerinnen und Unterzeich-
ner, die die Unterstützungsunterschrift auf
der von mir aufgelegten oder ausgegebe-
nen Unterschriftenliste leisten, zu vermer-
ken, dass sie im Wahlgebiet (im Falle ei-
nes wahlgebietsbezogenen Wahlvor-
schlags) oder im betreffenden Wahlkreis
(im Falle eines wahlkreisbezogenen
Wahlvorschlags) zum Zeitpunkt ihrer Un-
terschriftsleistung wahlberechtigt sind.
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10. Mängelbeseitigung

Nach Ablauf der Einreichungsfrist am 21.
März 2019, 12 Uhr, können Mängel, die
sich auf die Zahl und Reihenfolge der Be-
werberinnen und Bewerber beziehen, nicht
mehr behoben und fehlende Unterstüt-
zungsunterschriften nicht mehr beige-
bracht werden. Das Gleiche gilt, wenn die
Bewerberin oder der Bewerber so mangel-
haft bezeichnet ist, dass ihre oder seine
Identität nicht feststeht. Sonstige Mängel,
die die Gültigkeit der Wahlvorschläge be-
rühren, können bis zu der Entscheidung
über die Zulassung der Wahlvorschläge (§
37 Absatz 1 BbgKWahlG) beseitigt wer-
den.

11. Zulassung der Wahlvorschläge

Der Wahlausschuss beschließt am Mitt-
woch, den 27. März 2019 in öffentlicher
Sitzung über die Zulassung der Wahlvor-
schläge. Im Übrigen wird auf § 37 BbgK-
WahlG sowie §§ 38 und 39 BbgKWahlV
verwiesen.

B. Wahlen zu den Ortsbeiräten der Ortsteile
Buchow-Karpzow, Elstal, Hoppenrade, Priort
und Wustermark

Die Ausführungen zu Buchstabe A Num-
mer 3, 4, 6.1, 6.3 bis 6.5, 7, 8.1, 8.3 bis
8.7, 10 und 11 zur Wahl der Gemeindever-
tretung der Gemeinde Wustermark gelten
für die Wahl zum Ortsbeirat des jeweiligen
Ortsteils mit folgenden Maßgaben sinnge-
mäß:

1. Wahlgebiet für die Wahl zum Ortsbeirat
des jeweiligen Ortsteils ist das Gebiet die-
ses Ortsteils und ggf. zugehöriger Ge-
meindeteile. Das Wahlgebiet bildet einen
Wahlkreis.

2. Es sind insgesamt

3
Mitglieder des Ortsbeirats Buchow-
Karpzow,

7 Mitglieder des Ortsbeirats Elstal,

3
Mitglieder des Ortsbeirats Hoppen-
rade,

5 Mitglieder des Ortsbeirats Priort,

5
Mitglieder des Ortsbeirats Wuster-
mark,

zu wählen.

3. Jeder Wahlvorschlag darf insgesamt
höchstens

4
Mitglieder des Ortsbeirats Buchow-
Karpzow

10 Mitglieder des Ortsbeirats Elstal

4
Mitglieder des Ortsbeirats Hoppen-
rade

7 Mitglieder des Ortsbeirats Priort

7
Mitglieder des Ortsbeirats Wuster-
mark

Bewerberinnen und Bewerber enthalten.

4. Wählbar sind alle Personen, die nach § 11
BbgKWahlG wählbar sind und im jeweili-
gen Ortsteil ihren ständigen Wohnsitz oder
gewöhnlichen Aufenthalt haben.

5. Die in der Gemeinde Wustermark wahlbe-
rechtigten Mitglieder der Partei, politischen
Vereinigung oder Wählergruppe oder de-
ren Delegierte können auch die Bewerbe-
rinnen und Bewerber sowie ihre Reihenfol-
ge für die Wahl zum Ortsbeirat des jeweili-
gen Ortsteils bestimmen, sofern die Anzahl
der im jeweiligen Ortsteil wahlberechtigten
Mitglieder der Partei, politischen Vereini-
gung oder Wählergruppe nicht zur Durch-
führung einer Mitgliederversammlung aus-
reicht.

In dem Falle, dass selbst die Anzahl der in
der Gemeinde Wustermark wahlberechtig-
ten Mitglieder nicht für die Durchführung
einer Mitgliederversammlung ausreicht,
gelten die Ausführungen zu Buchstabe A
Nummer 8.2 entsprechend.

6. Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer po-
litischen Vereinigung, einer Wählergruppe,
einer Listenvereinigung, einer Einzelbe-
werberin oder eines Einzelbewerbers, die
oder der nicht von dem Erfordernis von
Unterstützungsunterschriften befreit ist,
sind mindestens

3 (Ortsbeirat Buchow-Karpzow)

10 (Ortsbeirat Elstal)

3 (Ortsbeirat Hoppenrade)

5 (Ortsbeirat Priort)

10 (Ortsbeirat Wustermark)

Unterstützungsunterschriften beizufügen.

Von dem Erfordernis von Unterstützungs-
unterschriften sind auch die Parteien, poli-
tischen Vereinigungen und Wählergruppen
befreit, die am 17. August 2018 aufgrund
eines zurechenbaren Wahlvorschlags im
Ortsbeirat des jeweiligen Ortsteils durch
mindestens ein Mitglied seit der letzten
Wahl ununterbrochen vertreten sind; Ent-
sprechendes gilt für Einzelbewerberinnen
und Einzelbewerber, die aufgrund eines
Einzelwahlvorschlags im jeweiligen Orts-
beirat vertreten sind, sowie für Listenverei-
nigungen, wenn mindestens eine der an ihr
beteiligten Gruppierungen die eingangs
genannte Voraussetzung erfüllt.

Im Übrigen gelten die Ausführungen zu
Buchstabe A Nummer 9.1.1 bis 9.1.4, 9.2.2
bis 9.2.5 und 9.2.7 bis 9.2.10 sinngemäß.
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11. Zulassung der Wahlvorschläge

Der Wahlausschuss beschließt am
27. März 2019 in öffentlicher Sitzung über
die Zulassung der Wahlvorschläge. Im Üb-
rigen wird auf § 37 BbgKWahlG sowie
§§ 38 und 39 BbgKWahlV verwiesen.

III. Vordrucke für die Einreichung von Wahlvor-
schlägen

Die für die Einreichung von Wahlvorschlägen er-
forderlichen Vordrucke werden von mir beschafft
und können bei mir angefordert werden. Die Mus-
tervordrucke stehen auch auf der Internetseite des
Landeswahlleiters (www.wahlen.brandenburg.de)
zur Verfügung.

Wustermark, 13. Februar 2019

Der Wahlleiter für die Gemeinde Wustermark
Herr Joachim Schreiber

Anordnung des Wahlleiters der Gemeinde
Wustermark über die gesonderte Feststellung
des Briefwahlergebnisses

Wahl der Gemeindevertretung der Gemeinde Wus-
termark, des Ortsbeirates des Ortsteils Buchow-
Karpzow, des Ortsbeirates des Ortsteils Elstal, des
Ortsbeirates des Ortsteils Hoppenrade, des Ortsbei-
rates des Ortsteils Priort und des Ortsbeirates des
Ortsteils Wustermark am 26.Mai 2019

Anordnung des Wahlleiters der Gemeinde Wustermark
über die gesonderte Feststellung des Briefwahlergeb-
nisses für die Wahl der Gemeindevertretung der Ge-
meinde Wustermark, sowie der Wahlen zu den Ortsbei-
räten Elstal, Priort und Wustermark am 26.05.2019 ord-
ne ich hiermit gemäß § 46 Absatz 5 Brandenburgischen
Kommunalwahlgesetz (BbgKWahlG) die Bildung von
Briefwahlvorständen zur gesonderten Feststellung des
Briefwahlergebnisses an. Die Feststellung des Ergeb-
nisses für den Ortsbeirat Elstal erfolgt im Briefwahlvor-
stand 1, für die Ortsbeiräte Priort und Wustermark im
Briefwahlvorstand 2. Die Briefwahlvorstände werden
ihren Sitz in der Gemeindeverwaltung Wustermark,
Rathaus, Hoppenrader Allee 1 in 14641 Wustermark
haben.

Die Feststellung des Briefwahlergebnisses für die Ort-
steile Buchow-Karpzow und Hoppenrade wird nicht ge-
sondert erfolgen, sondern in die Ermittlung des Ergeb-
nisses der Urnenwahl einbezogen, da nach Auswertung
der vorangegangenen Wahlen voraussichtlich nicht
mehr als 50 Wahlbriefe bei der Wahlbehörde eingehen
werden; § 66 Absatz 2 Brandenburgische Kommunal-
wahl-verordnung.

Wustermark, 13. Februar 2019

Der Wahlleiter für die Gemeinde Wustermark
Herr Joachim Schreiber
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SONSTIGE BEKANNTMACHUNGEN

Hauptsatzung der Gemeinde Wustermark (HS) vom 07.02.2012 in der Fassung der 1. Änderungssat-
zung vom 10.12.2013, der 2. Änderungssatzung vom 23.02.2016 und der 3. Änderungssatzung vom
12.02.2019

§ 1
Name der Gemeinde / Ortsteile

(§ 9 BbgKVerf)

1) Die Gemeinde führt den Namen „Gemeinde Wus-
termark“.

2) Sie hat die Rechtsstellung einer amtsfreien Ge-
meinde.

3) In der Gemeinde bestehen die folgenden Ortsteile:

1. Ortsteil Buchow-Karpzow – Der Ortsteil um-
fasst das Gebiet der ehemals selbstständigen
Gemeinde Buchow-Karpzow in den Grenzen
vom 30.12.2002.

2. Ortsteil Elstal – Der Ortsteil umfasst das Ge-
biet der ehemals selbstständigen Gemeinde
Elstal in den Grenzen vom 30.12.2002 unter
Berücksichtigung der Zuordnung der Flächen
nördlich der Bundesstraße B 5 und östlich der
Bahngleise des Berliner Außenringes des
Ortsteiles Wustermark gemäß Beschluss der
Gemeindevertretung vom 19.02.2003 – Be-
schlussdrucksache: B/019/2003.

3. Ortsteil Hoppenrade mit dem Gemeindeteil
Hoppenrade-Ausbau – Der Ortsteil umfasst
das Gebiet der ehemals selbstständigen Ge-
meinde Hoppenrade in den Grenzen vom
30.12.2002.

4. Ortsteil Priort – Der Ortsteil umfasst das Ge-
biet der ehemals selbstständigen Gemeinde
Priort in den Grenzen vom 30.12.2002.

5. Ortsteil Wustermark mit den Gemeindeteilen
Dyrotz, Dyrotz-Luch und Wernitz – Der Orts-
teil umfasst das Gebiet der ehemals selbst-
ständigen Gemeinde Wustermark in den
Grenzen vom 30.12.2002 unter Berücksichti-
gung der Zuordnung der Flächen nördlich der
Bundesstraße B 5 und östlich der Bahngleise
des Berliner Außenringes zum Ortsteil Elstal
gemäß Beschluss der Gemeindevertretung
vom 19.02.2003 – Beschlussdrucksache:
B/019/2003.

§ 2
Wappen, Flagge, Dienstsiegel

(§ 10 BbgKVerf)

1) Die Gemeinde Wustermark führt ein Wappen,
eine Flagge und ein Dienstsiegel.

2) Das Wappen der Gemeinde Wustermark zeigt
innerhalb eines von Silber und Rot zehnfach
gestückten Bordes in Grün unter einem flachen

goldenen Doppelsturzsparren fünf im Verhältnis
3:2 ineinander verschlungene goldene Ringe.

3) Die Flagge der Gemeinde Wustermark führt
dreistreifig die Farben Grün-Gelb-Grün (Grün-
Gold-Grün) im Verhältnis 1:4:1 mit dem Ge-
meindewappen im Mittelstreifen.

4) Die Dienstsiegel der Gemeinde Wustermark
tragen Namen und Wappen der Gemeinde und
gleichen in ihrer Form dem dieser Hauptsat-
zung beigefügten Stempel.

§ 3
Unterrichtung und Beteiligung der Einwohner

(§§ 13 BbgKVerf)

1) Neben Einwohneranträgen (§ 14 BbgKVerf), Bür-
gerbegehren und Bürgerentscheiden (§ 15 BbgK-
Verf) beteiligt die Gemeinde ihre betroffenen Ein-
wohner in wichtigen Gemeindeangelegenheiten
förmlich mit folgenden Mitteln:

1. Einwohnerfragestunden der Gemeindevertre-
tung,

2. Einwohnerversammlungen,

3. Einwohnerbefragung,

4. Einwohnerbeteiligung mittels eines Bürger-
budgets.

2) Die Einzelheiten der in Abs. 1 Ziff. 1 bis 4 genann-
ten Formen der Einwohnerbeteiligung werden in
einer Satzung über die Einzelheiten der förmlichen
Einwohnerbeteiligung in der Gemeinde Wuster-
mark näher geregelt.

3) Unmittelbar geltende Vorschriften des Landes- o-
der Bundesrechts, die die förmliche Einwohnerbe-
teiligung regeln, bleiben unberührt.

4) Im Rahmen des § 36 BbgKVerf hat jeder das
Recht, Beschlussvorlagen zu den in den öffentli-
chen Sitzungen der Gemeindevertretung zu be-
handelnden Tagesordnungspunkten auf der
Homepage der Gemeinde, www.wustermark.de,
sowie während der Dienststunden bis zum Tag der
Sitzung im Rathaus, Hoppenrader Allee 1 in 14641
Wustermark, einzusehen.
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§ 3 a
Beteiligung und Mitwirkung von Kindern

und Jugendlichen
(18 a BbgKVerf)

(1) Die in § 3 Abs. 1 genannten Formen sind auch für
die Mitwirkung von Kindern und Jugendlichen of-
fen.

(2) Darüber hinaus beteiligt die Gemeinde Kinder und
Jugendliche in folgenden Formen:

1. das aufsuchende direkte Gespräch

2. durch offene Beteiligung in der Form

a) Diskussionsrunde,

b) Workshop

3. projektbezogen durch situative Beteiligung in
der Form

a) Diskussionsrunde

b) Workshop

(3) Der Bürgermeister entscheidet unter Berücksichti-
gung des betreffenden Personenkreises, des Be-
teiligungsgegenstandes und der mit der Beteili-
gung verfolgten Ziele; welche der geschaffenen
Formen im Einzelfall zur Anwendung gelangt

§ 4
Gleichstellungsbeauftragte

(§ 18 BbgKVerf)

1) Die Gleichstellungsbeauftragte ist durch die Ge-
meindevertretung auf Vorschlag des Bürgermeis-
ters durch Abstimmung zu benennen.

2) Rechte und Pflichten ergeben sich aus § 18
BbgKVerf und dem Landesgleichstellungsgesetz.

3) Die Gleichstellungsbeauftragte berichtet in Form
eines Tätigkeitsberichtes mindestens einmal jähr-
lich der Gemeindevertretung.

§ 5
Gemeindevertretersitzung

(§§ 34 ff. BbgKVerf)

1) Die Gemeindevertretersitzung tritt gemäß Ge-
schäftsgang, so oft es die Geschäftslage erfordert,
zu einer Sitzung zusammen.

2) Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzung werden
nach § 15 Abs. 5 und 6 dieser Satzung öffentlich
bekanntgemacht.

3) Der Geschäftsgang der Sitzung wird durch die Ge-
schäftsordnung der Gemeindevertretung bestimmt.

4) Die Sitzungen der Gemeindevertretung und ihrer
Ausschüsse sind öffentlich. Die Öffentlichkeit wird
im Rahmen des § 36 Abs. 2 BbgKVerf bei der Be-
handlung folgender Angelegenheiten regelmäßig
ausgeschlossen:

a. Personal – und Disziplinarangelegenheiten,

b. Grundstücksangelegenheiten und Vergaben,

c. Abgaben und Wirtschaftsangelegenheiten
einzelner Dritter,

d. Aushandlung von Verträgen mit Dritten,

e. Prozessangelegenheiten,

f. sonstige Angelegenheiten, deren Behandlung
in nichtöffentlicher Sitzung im Interesse des
öffentlichen Wohls oder der Wahrung schutz-
würdiger Belange Einzelner geboten ist.

§ 6
Wertgrenzen bei der Entscheidung der Gemeindever-

tretung
(§ 28 Abs. 2 Nr. 17 BbgKVerf)

1) Die Gemeindevertretung entscheidet über Ge-
schäfte bezüglich Vermögensgegenständen der
Gemeinde, sofern der Wert des Vermögensgegen-
standes 150.000,00 Euro nicht unterschreitet (§ 28
Abs. 2 Nr. 17 BbgKVerf). Entscheidungen bis zu
dieser Wertgrenze trifft der Hauptausschuss (§ 50
Abs. 2 Satz 1 BbgKVerf), es sei denn, es handelt
sich um ein Geschäft der laufenden Verwaltung (§
54 Abs. 1 Nr. 5 BbgKVerf).

2) Die Wertgrenzen für Stundungen, Niederschla-
gungen und den Erlass von Forderungen im Sinne
der BbgKomHKV bestimmen sich nach der tat-
sächlichen Höhe der Forderung. Unter dieser Vo-
raussetzung trifft die Entscheidung über eine
Stundung, eine Niederschlagung oder einen Erlass
von Forderungen der Gemeinde

- bis zu einer Wertgrenze von 15.000,00
EUR der Bürgermeister,

- bis zu einer Wertgrenze von 50.000,00
EUR der Hauptausschuss und

- darüber hinaus die Gemeindevertre-
tung.

§ 7
Zuständigkeit für die Genehmigung von Dienstreisen

des Bürgermeisters

Für Dienstreisen des Bürgermeisters, die in ein Gebiet
außerhalb der Bundesrepublik Deutschland führen, ist
vorab die Genehmigung erforderlich. Zuständig für die
Erteilung der Genehmigung ist die Gemeindevertretung.

§ 8
Ausschüsse

(§ 43 BbgKVerf)

1) Die Gemeindevertretung kann zur Vorbereitung
ihrer Beschlüsse und zur Kontrolle der Verwaltung
aus ihrer Mitte ständige oder zeitweilige Aus-
schüsse bilden. Die Ausschüsse können der Ge-
meindevertretung Empfehlungen geben.

2) Die Zuständigkeit und das Verfahren der Aus-
schüsse sind durch eine Geschäftsordnung zu re-
geln. Diese wird von der Gemeindevertretung be-
schlossen.
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§ 9
Hauptausschuss
(§ 49 BbgKVerf)

In der Gemeinde Wustermark wird gem. §§ 49 und 50
BbgKVerf ein Hauptausschuss gebildet.

§ 10
Ortsbeiräte

(§ 46 BbgKVerf)

1) In der Gemeinde bestehen die in § 1 Abs. 3 dieser
Hauptsatzung genannten Ortsteile.

2) Für die Ortsteile sind jeweils Ortsbeiräte zu wäh-
len. Sie bestehen in den Ortsteilen Buchow-
Karpzow, Hoppenrade und Priort aus jeweils 3
Mitgliedern und in den Ortsteilen Elstal und Wus-
termark aus jeweils 5 Mitgliedern. § 6 dieser Sat-
zung gilt für die Ortsbeiräte entsprechend.

3) Die Ortsbeiräte werden in entsprechender Anwen-
dung des Brandenburgischen Kommunalwahlge-
setzes und der Brandenburgischen Kommunal-
wahlverordnung für die Dauer der Wahlperiode
gewählt. Mitglieder der Ortsbeiräte müssen im je-
weiligen Ortsteil wohnen.

4) Die Ortsbeiräte entscheiden über die Angelegen-
heiten gem. § 46 Abs. 3 Ziff. 1 bis 3 BbgKVerf. Im
Übrigen finden die Bestimmungen der §§ 45 bis 48
BbgKVerf sowie des Gebietsänderungsvertrages
vom 05.03.2002 Anwendung.

§ 11
Mitteilungspflicht des ausgeübten Berufes oder anderer

Tätigkeiten
(§ 31 Abs. 3 BbgKVerf)

Gemeindevertreter, Ortsbeiräte und sachkundige Ein-
wohner teilen dem Vorsitzenden der Gemeindevertre-
tung innerhalb von 4 Wochen nach der ersten Sitzung
der Gemeindevertretung bzw. im Falle einer Berufung
als Ersatzperson unverzüglich nach Annahme der Wahl
schriftlich ihren ausgeübten Beruf sowie andere vergü-
tete oder ehrenamtliche Tätigkeiten mit, soweit dieses
für die Ausübung des Mandates von Bedeutung sein
kann.

Anzugeben sind:

a. der ausgeübte Beruf, ggf. mit Angabe des
Arbeitgebers/Dienstherren und der Art der
Beschäftigung. Bei mehreren ausgeübten
Berufen ist der Schwerpunkt anzugeben.

b. jede Mitgliedschaft im Vorstand, Aufsichtsrat
oder einem gleichartigen Organ einer juristi-
schen Person mit Sitz oder Tätigkeits-
schwerpunkt in der Gemeinde.

§ 12
Seniorenbeirat

(§ 19 BbgKVerf)

1) Die Gemeinde Wustermark richtet zur besonderen
Vertretung der Gruppe der Senioren gem. § 19
BbgKVerf in der Gemeinde einen Beirat ein.

2) Der Beirat führt die Bezeichnung „Seniorenbeirat
der Gemeinde Wustermark“.

3) Dem Seniorenbeirat ist Gelegenheit zu geben, zu
Maßnahmen und Beschlüssen, die die Senioren
betreffen, gegenüber dem Bürgermeister Stellung
zu nehmen. Weicht die Auffassung von der des
Bürgermeisters ab, hat der Beirat das Recht, sich
an den Vorsitzenden der Gemeindevertretung zu
wenden und den abweichenden Standpunkt
schriftlich darzulegen. Der Vorsitzende der Ge-
meindevertretung unterrichtet die Gemeindevertre-
tung oder einen Ausschuss. Er kann einem Vertre-
ter des Beirats Gelegenheit geben, den abwei-
chenden Standpunkt in einer der nächsten Sitzun-
gen persönlich vorzutragen.

4) Dem Seniorenbeirat gehören maximal 10 Mitglie-
der an. Mitglied können Einwohner sein, die das
55. Lebensjahr vollendet haben. Sie sind ehren-
amtlich i.S. § 20 BbgKVerf tätig.

5) Die Mitglieder des Seniorenbeirats werden von der
Gemeindevertretung nach § 41 BbgKVerf für die
Dauer von 2 Jahren benannt. Vorschläge sind an
den Bürgermeister der Gemeinde zu richten.

6) Der Seniorenbeirat wählt aus seiner Mitte eine/n
Vorsitzende/n und für den Fall der Verhinderung
eine/n Stellvertreter/in. Die/der Vorsitzende vertritt
den Beirat gegenüber den Organen der Gemeinde.

7) Der Seniorenbeirat gibt sich eine Geschäftsord-
nung. Diese ist als Informationsvorlage der Ge-
meindevertretung vorzulegen.

§ 13
Gemeindebedienstete

(§ 62 BbgKVerf)

Die Gemeindevertretung entscheidet auf Vorschlag des
Bürgermeisters über das Ergebnis des Bewerberaus-
wahlverfahrens bei der Begründung von Beamtenver-
hältnissen und Einstellung und Entlassungen von Ar-
beitnehmern ab der Besoldungsgruppe A 12 bzw. der
Entgeltgruppe E 12. Dies gilt entsprechend für die Ent-
scheidung über Beförderung und dauerhafte Übertra-
gung höherwertiger Tätigkeiten.

§ 14
Bekanntmachungen

1) Bekanntmachungen erfolgen durch den Bürger-
meister.

2) Satzungen und sonstige ortsrechtliche Vorschriften
sind mit ihrem vollen Wortlaut bekannt zu geben.
In der Bekanntmachung ist, soweit erforderlich, auf
eine aufsichtsbehördliche Genehmigung unter An-
gabe der genehmigenden Behörde und des Da-
tums hinzuweisen.
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3) Satzungen und sonstige ortsrechtliche Vorschriften
werden im „Amtsblatt für die Gemeinde Wuster-
mark mit den Ortsteilen: Buchow-Karpzow, Elstal,
Hoppenrade, Priort, Wustermark“ veröffentlicht.

4) Sind Karten, Pläne oder Zeichnungen Bestandteil
einer Satzung, so kann die öffentliche Bekanntma-
chung dieser Teile nach Absatz 2 und 3 dadurch
ersetzt werden, dass sie an einer bestimmten Stel-
le im Rathaus, Hoppenrader Allee 1, 14641 Wus-
termark, zu jedermanns Einsicht während der
Dienststunden ausgelegt werden (Ersatzbekannt-
machung). Diese Form der Bekanntmachung ist
nur zulässig, wenn der Inhalt der Bestandteile zu-
gleich in der Satzung in groben Zügen umschrie-
ben wird. Die Anordnung der Ersatzbekanntma-
chung durch den Bürgermeister muss die genauen
Angaben über Ort und Dauer der Auslegung ent-
halten und ist zusammen mit der Satzung nach
Absatz 2 und 3 zu veröffentlichen. Die Dauer der
Auslegung beträgt 14 Tage. Beginn und Ende der
Auslegung sind aktenkundig zu machen.

5) Sonstige Bekanntmachungen sowie Zeit, Ort und
Tagesordnung der Sitzungen der Gemeindevertre-
tung und ihrer Ausschüsse erfolgen durch Aus-
hang in den Bekanntmachungskästen der Ge-
meinde Wustermark

- vor dem Rathaus, Hoppenrader Allee 1,
14641 Wustermark, Ortsteil Wustermark,

- an der Grundstücksmauer in der Priorter
Straße des Hauses Potsdamer Landstraße
14, 14641 Wustermark, Ortsteil Buchow-
Karpzow,

- Rosa-Luxemburg-Allee/Ecke Unter den
Kiefern, an der Bushaltestelle südlich der
Fahrbahn der Rosa-Luxemburg-Allee,
14641 Wustermark, Ortsteil Elstal,

- vor dem Haus Potsdamer Straße Nr. 4,
14641 Wustermark, Ortsteil Hoppenrade,

- vor dem Gemeindehaus Priort Chaussee
Nr. 26 f, 14641 Wustermark, Ortsteil Priort.

Die Schriftstücke über Zeit, Ort und Tagesordnung der
Sitzung der Gemeindevertretung, der Ortsbeiräte und
Ausschüsse sind spätestens sieben Tage vor dem Sit-
zungstag mit einem Hinweis auf den Aufstellungsort
des jeweiligen Bekanntmachungskastens gem. Abs. 5
auszuhängen, wobei der Tag des Anschlags und der
Sitzungstag nicht mitgerechnet werden. Die Abnahme
darf frühestens am Tag nach der Sitzung erfolgen. Der
Tag des Anschlags ist bei Anschlag und der Tag der
Abnahme bei der Abnahme auf dem auszuhängenden
Schriftstück durch die Unterschrift der/des jeweils ver-
antwortlichen Bediensteten zu vermerken.

§ 15
Geschlechtsspezifische Formulierungen

Soweit in dieser Satzung oder in anderen Satzungen
oder Veröffentlichungen der Gemeinde Wustermark aus
Gründen der Lesbarkeit auf eine geschlechtsneutrale
Formulierung verzichtet wird, sind immer beide Ge-
schlechter im Sinne der Gleichbehandlung angespro-
chen, soweit sich aus der Natur der Sache nicht etwas
Anderes ergibt.
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